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„Mit der Einführung einer verpflichtenden Beratung bei Stief-
kindadoptionen durch das neue Adoptionshilfegesetz wird ein 
schwerwiegendes Problem geschaffen, das unbedingt verhindert 
werden muss. Die Diskriminierung von lesbischen und bisexuel-
len Frauenpaaren wird durch diese neue Regel verschärft. Bekom-
men verheiratete oder unverheiratete Frauenpaare ein Kind, gilt 
lediglich die gebärende Mutter automatisch als rechtliche Mutter. 
Die Co-Mutter muss das aufwändige und langwierige Stief-
kindadoptionsverfahren durchlaufen. Diese rechtliche Diskrimi-
nierung wurde nach der Einführung der Ehe für alle nicht abge-
schafft. Nun wird mit dem neuen Adoptionshilfegesetz eine wei-
tere Hürde für Frauenpaare eingezogen. Wir wollten die Verschär-
fung der Diskriminierung verhindern und haben dazu einen Än-
derungsantrag eingebracht, der gestern im Familienausschuss von 
der Großen Koalition und mit den Stimmen der AfD abgelehnt 
wurde.“, sagt Katrin Werner, familienpolitische Sprecherin der 
Fraktion DIE LINKE im Bundestag. 
 
Doris Achelwilm, gleichstellungs- und queerpolitische Sprecherin 
der Linksfraktion, kritisiert: „Es ist unbegreiflich, dass die gesetz-
liche Benachteiligung von Regenbogenfamilien beim Adoptions-
hilfegesetz einfach ignoriert wird und sich die Situation für lesbi-
sche und bisexuelle Frauen-Elternpaare damit sogar noch ver-
schlechtern wird. In Ausschuss-Anhörungen zum Thema haben 
mehrere Sachverständige dieses Problem sehr deutlich benannt. 
Die Beratungspflicht für queere Ehepaare in Bezug auf ihre ge-
meinsamen Wunschkinder gehört aus dem Adoptionshilfe-Gesetz 
gestrichen. Darüber hinaus muss noch in dieser Legislaturperiode 
die dringende Reform des Abstammungsrechts angegangen wer-
den. Drei Jahre nach Einführung der Ehe für alle ist es nicht zu viel 
verlangt, die rechtliche Diskriminierung von Regenbogen- bzw. 
Zwei-Mütter-Familien abzustellen. Es kann nicht sein, dass es 
durch unverändert heteronormative Gesetzentwürfe der Bundes-
regierung immer wieder Lücken für queere Lebensrealitäten zu 
schließen gilt. Die Ungleichbehandlung von Hetero- und queeren 
Familien, die gleichermaßen Verantwortung übernehmen,  gehört 
endlich vom Tisch.“ 
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